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Eine gerechte Gesellschaft braucht einen starken sozialen Zusammenhalt. Nur dann ist sie 
widerstandsfähig gegenüber Krisen, kann Veränderungen bewältigen und die Zukunft aktiv 
gestalten (OECD, 2025a). In breiten Teilen der deutschen Gesellschaft besteht Konsens 
darüber, was Gerechtigkeit bedeutet: Alle Menschen sollen die Chance erhalten, ihre Fähig-
keiten entfalten zu können, unabhängig von den sozialen, geografischen und kulturellen 
Herkunftskontexten oder Merkmalen wie Hautfarbe, Geschlecht oder einer Behinderung. 
Dabei sollen sie darauf vertrauen können, dass Anstrengung Wirkung zeigt und Leistung 
anerkannt wird (Enste et al., 2025).

Schulen sind der zentrale Ort, an dem diese Chancen- und Leistungsgerechtigkeit für Kinder 
und Jugendliche erfahrbar werden sollte. In keinem anderen gesellschaftlichen Bereich 
werden Chancen in vergleichbarer Weise simultan eröffnet und eingeschränkt. Schulen 
gehören zu den wenigen Institutionen, die nahezu alle Kinder erreichen und damit grundsätz-
lich in der Lage wären, soziale Ungleichheiten früh und wirksam auszugleichen und Benach-
teiligungen entgegenzuwirken (El-Mafaalani, 2021).

Doch die Realität sieht anders aus. In kaum einem anderen Industrieland hängt der  Bildungs-
erfolg so sehr vom Elternhaus ab wie in Deutschland. Die verbreitete Vorstellung, das 
Bildungssystem ermögliche Chancen- und Leistungsgerechtigkeit, wird von Studienergebnis-
sen regelmäßig widerlegt. Soziale Herkunft ist einer der stärksten Prädiktoren für Erfolg im 
deutschen Bildungssystem (OECD, 2023). Statt Ungleichheit zu verringern, verstärkt das 
deutsche Bildungssystem bestehende Unterschiede und trägt damit zur wachsenden Kluft 
zwischen einkommensarmen und einkommensreichen Menschen bei (Seeck, 2022). 

Diese Entwicklung ist ein gesamtgesellschaftliches Problem. Bildung entscheidet über gesell-
schaftliche Teilhabe, soziale Mobilität und demokratische Stabilität (Abou, 2024). Da wo 
Bildungswege systematisch von der Herkunft abhängen, wird das politische Vertrauen unter-
graben. Deshalb ist Bildungsgerechtigkeit ein politischer Gestaltungsauftrag.

Analysen zeigen, dass Investitionen in den Bildungsbereich zur langfristigen Stärkung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, des gesellschaftlichen Zusammenhalts und der demokra-
tischen Teilhabe führen (Runde et al., 2023). Das Zukunftspanel des Instituts der deutschen 
Wirtschaft benennt Bildungsinvestitionen als zentralen Hebel für die digitale und ökologische 
Transformation (Anger et al., 2024). Der INSM-Bildungsmonitor zeigt darüber hinaus, dass 
Bildungsinvestitionen nicht nur individuelle Chancen verbessern, sondern dem Staat langfris-
tig messbar zugutekommen, etwa durch höheres Steueraufkommen, geringere Sozialausga-
ben sowie durch positive Effekte auf Gesundheit und gesellschaftliche Teilhabe (OECD, 2025; 
Plünnecke, 2025). Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie ein Bildungssystem 
gestaltet sein muss, das Ungleichheiten entgegenwirken kann.

In den vergangenen sechs Monaten haben wir, die Jugend-Enquete-Kommission 2025 
(JEK25), zu dieser Frage recherchiert, diskutiert und argumentiert. Wir haben mit Lehrkräften, 
Schüler:innenvertretungen, Wissenschaftler:innen und Politiker:innen gesprochen, Modelle 
verglichen, Daten geprüft und daraus konkrete Forderungen und Handlungsempfehlungen 
für mehr Bildungsgerechtigkeit in Deutschland entwickelt.

Dabei haben wir uns auf die Schule als Teil des Bildungssystems fokussiert. Eine gerechte 
Schule wirkt bestehenden Ungerechtigkeiten entgegen. Sie erkennt Benachteiligung als 
strukturelle Realität an und handelt entsprechend. Dieses Policy Paper liefert konkrete politi-
sche Handlungsempfehlungen und zeigt, wie Schule aus Sicht junger Menschen als gestaltba-
rer Hebel für mehr Bildungsgerechtigkeit genutzt werden kann.

1. Einleitung
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Wir sind uns bewusst, dass wir in unserem Policy Paper nicht alle zentralen Facetten von 
Bildungsgerechtigkeit abdecken können. So beginnt (Un-)Gerechtigkeit im Bildungswesen 
nicht erst mit der Einschulung. Auch die Belange marginalisierter und diskriminierter Gruppen 
sind von zentraler Bedeutung für die Bildungsgerechtigkeit und müssen in der Zukunftsgestal-
tung des deutschen Bildungssystems berücksichtigt werden.

Die JEK25 ist Teil der Arbeit des Jugend-Enquete-Kommission e.V., der sich seit 2021 für eine 
stärkere Beteiligung junger Menschen in der Politik einsetzt. Der Verein richtet dafür jährlich 
eine Jugend-Enquete-Kommission aus, in der junge Menschen zwischen 14 und 27 Jahren zu 
gesellschaftlichen Fragen arbeiten und Handlungsempfehlungen für die Politik formulieren 
(Jugend-Enquete-Kommission e.V., 2025).
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Dieses Policy Paper leitet konkrete Handlungsempfehlungen für die Bundespolitik ab. Dafür 
fokussieren wir uns auf die Handlungsfelder Bürokratieabbau, Lehrkräfteausbildung und 
-mangel, Migration und Vielfalt sowie mentale Gesundheit. Für diese Felder benennen wir 
Maßnahmen, mit denen auf Bundesebene im Rahmen der föderalen Aufgabenverteilung 
wirksam Einfluss genommen werden kann.

In Bezug auf monetäre Ressourcen setzt mehr Bildungsgerechtigkeit nicht allein höhere 
Bildungsausgaben voraus, sondern vor allem eine zielgerichtete Verwendung öffentlicher 
Mittel. Der derzeitige institutionelle und bürokratische Rahmen verhindert jedoch, dass Inves-
titionen dort ankommen, wo der Bedarf am größten ist und mindert damit ihre gesamtgesell-
schaftliche Wirkung. Deshalb müssen bürokratische Anforderungen in Förderprogrammen 
deutlich reduziert werden, insbesondere bei Dokumentations-, Antrags- und Nachweisverfah-
ren. Ergänzend sollte der Bund eine bundesweite digitale und KI-gestützte Plattform aufbau-
en und finanzieren, die die Beantragung von Fördermitteln zentral ermöglicht und zugleich 
die länderspezifische Ausgestaltung und Steuerung berücksichtigt.

Lehrkräfte spielen sowohl bei der Reproduktion als auch beim Abbau von Bildungsgerechtig-
keit eine Schlüsselrolle. Sie müssen darauf vorbereitet werden, Leistungen und Potenziale von 
Schüler:innen unabhängig vom Herkunftskontext zu erkennen und Diskriminierung systema-
tisch entgegenzuwirken. Zugleich verschärft der zunehmende Lehrkräftemangel die Bildungs-
ungerechtigkeit. Vor diesem Hintergrund fordern wir eine langfristig angelegte und verbind-
lich finanzierte “Qualitätsoffensive Lehrkräftebildung 2.0“. Ergänzend empfehlen wir eine 
bundesweit koordinierte Lehrkräftebedarfsplanung, eine erleichterte Anerkennung ausländi-
scher Lehramtsabschlüsse sowie den Einsatz multiprofessioneller Teams zur Entlastung von 
Lehrkräften.

Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund und/oder Deutsch als Zweitsprache erfah-
ren im deutschen Bildungssystem systematische Benachteiligungen. Selbst bei vergleichbarer 
Leistung haben sie oft geringere Chancen auf hohe Bildungsabschlüsse. Vor diesem Hinter-
grund benennt das Policy Paper Maßnahmen, um Potenziale verlässlicher zu erfassen, sprach-
liche Teilhabe zu sichern und Integration über tragfähige Beziehungen im Schulalltag zu 
stärken. Dafür fordern wir unter anderem einen erleichterten Schulformwechsel durch Schul-
kooperationen, die schnelle Integration von Kindern mit Migrationshintergrund in die 
Klassengemeinschaft mit Unterstützung von sprachlichen KI-Systemen sowie Lerntandems zur 
Gemeinschaftsförderung.

Psychische Belastungen haben in den letzten Jahren zugenommen und beeinträchtigen das 
Wohlbefinden, die Lernfähigkeit und die Leistungsentwicklung betroffener Kinder und 
Jugendlicher sowie das Lernklima in der Klasse. Überdurchschnittlich häufig sind Kinder aus 
einkommensärmeren Familien betroffen, wodurch die Bildungsungleichheiten weiter 
verschärft werden. Schulen benötigen daher mehr verlässliche Strukturen und ausreichend 
qualifiziertes psychosoziales Personal. Zudem fordern wir klar benannte niedrigschwellige 
Anlaufstellen, an die sich Kinder und Jugendliche wenden können. Um Unterstützungsbedar-
fe früh zu erkennen, fordern wir evidenzbasierte Präventions- und Entstigmatisierungsange-
bote für Schulen.

2. Zusammenfassung
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Entscheidend für die Effektivität öffentlicher Bildungsinvestitionen ist ihre Zielgenauigkeit. 
Eine bloße Erhöhung der Bildungsausgaben führt nicht automatisch zu besseren Ergebnissen. 
Effizienz entsteht nur dann, wenn Mittel anwendungsbezogen verwendet und an messbare 
Ziele gekoppelt sind. Dazu gehört unter anderem eine systematische Evaluation bestehender 
Programme (Anger et al., 2024). Ein weiterer zentraler Faktor ist der Zeitpunkt der Investitio-
nen: Früh einsetzende Maßnahmen, insbesondere im Vorschul- und Grundschulalter, erzielen 
nachweislich deutlich höhere öffentliche Renditen als späte kompensatorische Eingriffe 
(Häußler et al., 2025).

Trotz dieser positiven Befunde erreichen staatliche Investitionen Schulen nur unzureichend. 
Ein wesentlicher Grund hierfür ist die hohe bürokratische Dichte im deutschen Bildungswe-
sen. Zuständigkeiten überschneiden sich, Förderprogramme sind oft an komplexe Antrags-
bedingungen geknüpft und der Einsatz öffentlicher Mittel wird von umfangreichen Dokumen-
tationspflichten begleitet. Reformen, die entlasten sollen, werden so selbst zur zusätzlichen 
Belastung in einem ohnehin angespannten System (Anger et al., 2024; Henn, 2025).

Die Bilanz des DigitalPakts Schule zeigt dies exemplarisch: Obwohl fast 98 Prozent der Mittel 
bewilligt sind, wurden bislang nur etwa zwei Drittel tatsächlich ausgezahlt. Ähnliche Risiken 
bestehen aktuell beim Startchancen-Programm (BMBF, 2023b). Gerade jene Schulen, die den 
größten Förderungsbedarf haben, verfügen oft nicht über die administrativen Ressourcen, um 
die komplexen Förderbedingungen zu erfüllen (BMBF, 2023a). Investitionen kommen 
dadurch vorwiegend dort an, wo Verwaltungsstrukturen bereits stark sind.

Über diese Plattform sollen Schulen entsprechende Förderanträge digital stellen können. 
Die Anträge werden daraufhin automatisiert an die jeweils zuständigen Landesstellen 
weitergeleitet. Gleichzeitig wird damit jederzeit Einblick in den aktuellen Bearbeitungs-
stand ermöglicht. Ein besonderes Potenzial liegt dabei im Einsatz einer künstlichen Intel-
ligenz, die eingereichte Anträge automatisiert prüft und unmittelbares Feedback zurück-
meldet. Erst anschließend wird der Antrag zur finalen Prüfung weitergeleitet.

Perspektivisch sollen über diese Plattform bundeslandspezifische Vorlagen für Förder-
konzepte bereitgestellt werden, um Schulen bei der inhaltlichen Ausgestaltung zu unter-
stützen. Zudem sollen dort die Bedingungen laufender Förderprogramme übersichtlich 
und vergleichbar dargestellt werden.

Die Umsetzung dieses Vorhabens erfordert eine datenschutzkonforme Softwarelösung, 
die kontinuierliche Pflege und Aktualisierung der länderspezifischen Antragsformulare 
sowie eine enge Abstimmung mit den Ländern. Ein zeitlich befristetes Pilotprojekt 
erscheint daher als sinnvoller Einstieg und sollte von Beginn an wissenschaftlich begleitet 
werden. Die dabei gewonnenen, anonymisierten Daten können unter Beachtung der 
Datenschutz-Grundverordnung perspektivisch auch für bildungswissenschaftliche Evalua-
tionen genutzt werden.

Wir fordern, den Aufbau einer bundesweiten digitalen Förderplattform, die Schulen 
einen zentralen, niedrigschwelligen Zugang zu Fördermitteln ermöglicht.

Handlungsempfehlung:

3. Bürokratie als strukturelles 
Hindernis für Bildungsgerechtigkeit
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Lehrkräfte spielen eine zentrale Rolle bei der Reproduktion wie auch beim Abbau von 
Bildungsungerechtigkeit. Empirische Studien zeigen seit Jahren, dass Kinder aus nicht privile-
gierten Herkunftskontexten bei gleicher Kompetenz, Fähigkeit und Leistung systematisch 
schlechter bewertet werden als Kinder aus ressourcenstarken Familien (Bonefeld & Dickhäu-
ser, 2018). Dies widerspricht dem Leistungsprinzip und stellt eine der zentralen Ursachen 
struktureller Bildungsungleichheit im deutschen Schulsystem dar.

Noten und Übergangsempfehlungen für Schüler:innen basieren dabei nicht ausschließlich auf 
ihren fachlichen Kompetenzen, sondern auch auf Potenzialeinschätzungen durch Lehrkräfte. 
Kriterien wie Mitarbeit, Motivation, Engagement, Fleiß oder Sorgfalt fließen regelmäßig in 
diese Bewertungen ein. Solche Einschätzungen erfordern jedoch diagnostische Kompetenz. 
Genau diese wird im Rahmen der Lehrkräfteausbildung nur unzureichend vermittelt. Infolge-
dessen sind Potenzialeinschätzungen anfällig für stereotypische Erwartungen, die häufig zum 
Nachteil von Kindern aus ressourcenarmen Familien werden. So zeigen Studien, dass Kinder 
aus wohlhabenden Familien bei gleicher objektiver Leistung mehr als dreimal so häufig eine 
Gymnasialempfehlung erhalten wie Kinder aus einkommensarmen Familien (Klemm, 2021). 

4.1 Qualitätsoffensive Lehrkräftebildung 2.0

4. Auf die Lehrkräfte kommt es an

Zugleich bleiben selbst die besten Konzepte wirkungslos, wenn es an ausreichenden Lehrkräf-
ten zu ihrer Umsetzung fehlt. Prognosen der Kultusministerkonferenz gehen davon aus, dass

4.2 Bundesweite Lehrkräftebedarfsplanung 

Ziel soll es sein, die im Rahmen der ersten Qualitätsoffensive angestoßenen Reformen 
dauerhaft zu sichern und systematisch weiterzuentwickeln, sowie angehende Lehrkräfte 
gezielt für die besonderen Herausforderungen von Bildungsungerechtigkeit zu sensibili-
sieren und zu befähigen (Keller, 2024). 

Ein zentrales Qualitätsziel dieses Programms soll die bundesweite Verankerung eines 
pädagogisch-psychologischen Diagnostikmoduls in allen Lehramtsstudiengängen sein. 
Dieses Modul soll angehende Lehrkräfte befähigen, Leistungen und Potenziale von 
Schüler:innen unabhängig von sozialer oder kultureller Herkunft einzuschätzen und 
Fehleinschätzungen entgegenzuwirken. 

Darüber hinaus sollte die “Qualitätsoffensive Lehrkräftebildung 2.0” den Ausbau praxis-
naher Ausbildungsanteile unterstützen. Hochschulen benötigen dafür leistungsfähige 
Zentren für Lehrkräftebildung, sogenannte “Schools of Education”, in denen Fachwissen-
schaft, Didaktik, Diagnostik, Pädagogik und schulische Praxis eng miteinander verzahnt 
sind. 

Auch kann eine “Qualitätsoffensive Lehrkräftebildung 2.0” die bundesweite Vernetzung 
aller relevanten Bildungsinstitutionen stärken. Erfolgreiche Ansätze, etwa duale 
Lehramtsstudiengänge, sollten gezielt evaluiert, weiterentwickelt und länderübergrei-
fend zugänglich gemacht werden, um wirksame Synergien in der Lehrkräftebildung zu 
ermöglichen (Keller, 2024).

Wir fordern, dass der Bund gemeinsam mit den Ländern eine langfristig angelegte und 
verlässlich finanzierte “Qualitätsoffensive Lehrkräftebildung 2.0“ auf den Weg bringt.

Handlungsempfehlung:



06

Trotz des prognostizierten Lehrkräftemangels gelingt nur etwa 20 Prozent der Antragstellen-
den die vollständige Anerkennung ihrer im Ausland erworbenen Lehramtsqualifikation - 
entweder direkt oder nach einer Ausgleichsmaßnahme (George, 2021). Die Ursachen liegen 
vor allem in formalistischen Anerkennungsverfahren, hohen sprachlichen Anforderungen, die 
bereits im Anerkennungsprozess verlangt werden, sowie in strukturellen Besonderheiten des 
deutschen Lehramts. Zudem sind insbesondere in dem verpflichtenden zweiten Unterrichts-
fach und in der bislang unzureichenden Anerkennung beruflicher Vorerfahrungen, zwei 
weitere Kernursachen zu finden. Diese Auslegung geht über die europarechtlichen Vorgaben 
hinaus, da das europäische Recht lediglich grundlegende Sprachkenntnisse verlangt und 
keine feste Kopplung an formale Sprachniveaustufen vorsieht (Dr. Roman George, 2025; GEW 
Migration, 2021).

4.3 Anerkennung ausländischer Lehramtsabschlüsse

Dazu soll der Bund eine stärkere koordinierende Rolle übernehmen, insbesondere über 
bestehende Gremien wie die Kultusministerkonferenz oder die Gemeinsame Wissen-
schaftskonferenz. Einheitliche Datenstandards, vergleichbare Bedarfsprognosen und ein 
systematisches Monitoring zentraler Indikatoren wie Studienanfänger:innenzahlen, 
Abbruchquoten und Quereinstiege sind dafür unerlässlich. Darüber hinaus gilt es finanzi-
elle Anreize zu setzen, um indirekt strukturelle Maßnahmen wie den Ausbau von Studien-
plätzen oder die stärkere Einbindung von Fachhochschulen zu fördern. Ergänzend 
fordern wir die Einrichtung eines zentralen Bundesprognosezentrums beim Statistischen 
Bundesamt, das transparente und verbindliche Bedarfsmodelle für alle Bundesländer 
entwickelt.

Zentral ist zudem der Abschluss eines bundesweiten Staatsvertrags zur Lehrkräftebil-
dung. Dieser sollte die Länder verpflichten, mindestens ihren jeweiligen Eigenbedarf 
auszubilden und somit dauerhaft wettbewerbsverzerrende Abwerbepraktiken zwischen 
den Ländern zu begrenzen.

Wir fordern, dass der Bund gemeinsam mit den Ländern eine bundesweit koordinierte 
und verbindliche Lehrkräftebedarfsplanung etabliert. Ziel soll es sein, Ausbildungskapa-
zitäten verlässlich am tatsächlichen Bedarf auszurichten und langfristige Planungssicher-
heit zu schaffen.

Handlungsempfehlung:

Insbesondere soll eine einheitliche Sprachprüfung zum Zeitpunkt des Berufseinstiegs auf 
C1-Niveau eingeführt werden, anstatt bereits im Anerkennungsverfahren C2-Kenntnisse 
zu verlangen. Dies entspricht auch der europäischen Richtlinie über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen (RL 2005/36/EG), insbesondere dem dort normierten Grundsatz

Wir fordern eine bundesweit einheitliche und vereinfachte Anerkennung ausländischer 
Lehramtsabschlüsse.

Handlungsempfehlung:

bis 2035 rund 49.000 ausgebildete Lehrkräfte fehlen werden (News4teachers, 2025b; Puell, 
2023). Der wachsende Lehrkräftemangel, unter anderem begründet durch die hohe Abbruch-
quote von 45 Prozent im Lehramtsstudium (Hoffmann et al., 2025; Stifterverband, 2023), ist 
damit ein eigenständiges strukturelles Hindernis für Chancengleichheit. Eine umfassende  
Weiterentwicklung der Lehrkräfteausbildung sehen wir daher als zentralen Hebel, um mehr 
Lehramtsstudierende zu gewinnen und dem Lehrkräftemangel wirksam entgegenzuwirken.
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der Angemessenheit von Sprachkenntnissen im Verhältnis zur auszuübenden Tätigkeit 
(vgl. insbesondere Artikel 53 Absatz 4 Satz 1) (Europäische Union, 2005).

Darüber hinaus soll der Bund den Aufbau eines bundesweiten digitalen Anerkennungs-
portals fördern. Aufbauend auf dem bestehenden Portal „Anerkennung in Deutschland“ 
sollte ein spezifisches Modul für Lehrkräfte entwickelt werden, das Verfahren, Anforde-
rungen und Nachweise digital bündelt, Anerkennungsprozesse standardisiert und 
mehrsprachige Beratung ermöglicht.

Im schulischen Alltag sind Lehrkräfte in erheblichem Umfang mit fachfremden Aufgaben 
belastet. Studien zufolge entfällt bis zu 45 Prozent ihrer Arbeitszeit auf administrative, organi-
satorische, technische sowie betreuende Tätigkeiten, etwa die Organisation von Klassenfahr-
ten, Verwaltungsaufgaben, IT-Administration oder die Übernahme sozialpädagogischer 
Aufgaben (Kuhn, 2025).

Die Folgen dieser hohen Belastung sind bereits heute deutlich sichtbar: Eine Arbeitszeitstu-
die der Universität Göttingen im Auftrag der GEW Berlin zeigt, dass Lehrkräfte im Durch-
schnitt rund 100 unbezahlte Überstunden pro Jahr leisten. Zugleich steigen sowohl der 
Krankenstand als auch die Teilzeitquote spürbar an (Mußmann et al., 2025).

4.4 Multiprofessionelle Teams

Der Bund soll hierfür ein dauerhaft angelegtes Bundesprogramm zur Finanzierung von 
Verwaltungskräften und pädagogischen Assistenzkräften auflegen, vergleichbar mit den 
Sozialteams im Startchancen-Programm. Dieses zusätzliche Personal übernimmt Aufga-
ben außerhalb des Unterrichts in den Bereichen Koordination, Verwaltung, Betreuung 
und IT-Administration und entlastet somit Lehrkräfte von fachfremden Tätigkeiten.

Wir fordern den bundesweiten Ausbau multiprofessioneller Teams an Schulen.

Handlungsempfehlung:
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Kinder mit Migrationshintergrund sind an Gymnasien unterrepräsentiert und an nicht-gymna-
sialen Schulformen überproportional häufig vertreten (News4teachers, 2025). Ursache hierfür 
ist, dass diese Kinder in der Grundschule häufig Übergangsempfehlungen erhalten, die sich 
stärker an ihren Deutschkenntnissen als an ihrem tatsächlichen fachlichen Leistungspotenzial 
orientieren (Geißler & Weber-Menges, 2008; Putjata & David-Erb, 2025). Solche fehlerhaften 
Einschätzungen haben langfristig Auswirkungen auf Bildungswege, berufliche Perspektiven 
sowie gesellschaftliche Teilhabe und beeinträchtigen damit die nachhaltige Integration dieser 
Kinder erheblich (Fitzenberger & Kosyakova, 2025). Bei der Übergangsempfehlung wird 
bislang nicht systematisch genug zwischen fachlichen Kompetenzen, sprachlichen Entwick-
lungsständen und sozialen Rahmenbedingungen unterschieden (Merkert et al., 2023).

5.1 Standardisierte Übergangsdiagnostik 

In den meisten Bundesländern liegt die Entscheidung über den weiteren Bildungsweg eines 
Kindes bei den Eltern (Hartmann, 2025). Eltern mit Migrationshintergrund sind hierbei jedoch 
häufig strukturell benachteiligt, da ihnen zentrale Informationen über Abläufe, Entschei-
dungslogiken und Korrekturmöglichkeiten im deutschen Schulsystem fehlen (Sachverständi-
genrat für Integration und Migration, 2025). Insbesondere Kenntnisse über nachträgliche 
Schulformwechsel, Durchlässigkeit zwischen Schulformen und bestehende Unterstützungsan-
gebote sind oft nicht ausreichend vorhanden. Informationsdefizite wirken sich damit unmittel-
bar auf Bildungsentscheidungen aus und können bestehende Fehleinschätzungen beim
Übergang von der Grundschule verfestigen (Sachverständigenrat für Integration und Migrati-
on, 2024).

5.2 Niedrigschwellige Elternaufklärung über einen Schulformwechsel

Ziel ist eine kriterienorientierte Entscheidungsgrundlage, die fachliche, sprachliche und 
soziale Kompetenzen systematisch berücksichtigt und über die alleinige Bewertung 
durch Schulnoten hinausgeht (Institut für Bildungsanalysen Baden-Württemberg, 2024). 
Als Grundlage zur Erfassung fachlicher Kompetenzen und ihrer Entwicklung sollen die 
bestehenden, unbenoteten Lernstandserhebungen VERA 3 genutzt werden. Für den 
Fachbereich Deutsch ist ergänzend eine angepasste Testversion für Kinder mit Deutsch 
als Zweitsprache zu entwickeln, die sprachliche Fortschritte differenziert erfasst. Der Krite-
rienkatalog für Lehrkräfte soll neben dieser fachlichen Bewertungsgrundlage sprachliche 
und soziale Kompetenzen getrennt miteinbeziehen. Auf diese Weise wird der Einfluss 
sprachlicher Defizite auf die Schulformempfehlung reduziert und die individuelle 
Entwicklung stärker in den Fokus gerückt (IQES, o.D.).

Zur Finanzierung eignen sich Mittel des ESF-Plus-Programms „Integration durch 
Bildung“, koordiniert durch das BMBFSFJ. Dafür ist eine erneute Ausschreibungsrunde 
erforderlich.

Wir fordern, dass der Bund die Entwicklung und Erprobung einer standardisierten Über-
gangsdiagnostik in Form eines Kriterienkatalogs unterstützt.

Handlungsempfehlung:

5. Migration und Vielfalt 
als Chance schulischer Bildung
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Ziel ist es, Informationsdefizite abzubauen und Eltern zu befähigen, Bildungsentschei-
dungen bewusst, selbstbestimmt und im Interesse ihrer Kinder zu treffen.

Dafür soll der Bund den Ländern finanzielle Mittel zur Entwicklung und Bereitstellung 
mehrsprachiger, niedrigschwelliger Informationsmaterialien zur Verfügung stellen. Diese 
Materialien sollen insbesondere an weiterführenden Schulen der Sekundarstufe 1 einge-
setzt werden und verständlich über Übergänge, Wechselmöglichkeiten und Unterstüt-
zungsangebote im deutschen Bildungssystem informieren.

Darüber hinaus soll der Bund unabhängige Beratungsangebote zum Schulformwechsel 
im Rahmen der Schulsozialarbeit stärken beziehungsweise aufbauen, um Eltern eine 
niedrigschwellige und vertrauensvolle Beratung außerhalb formaler Entscheidungssitua-
tionen zu ermöglichen. Die Umsetzung dieser Maßnahmen könnte über zweckgebunde-
ne Mittel aus dem ESF-Plus-Bundesprogramm „ElternChanceN – Elternbegleitung 
stärken, Familien fördern“ des BMBFSFJ erfolgen. Die Mittel sind flächendeckend, 
bedarfsgerecht und dauerhaft bereitzustellen, um eine verlässliche Finanzierung von 
Informations- und Beratungsstrukturen sicherzustellen.

Wir fordern, die gezielte Aufklärung und Beratung zu Bildungswegen und Schulform-
wechseln für Eltern mit Migrationshintergrund systematisch zu fördern.

Handlungsempfehlung:

Dazu könnte der Bund zweckgebundene Mittel aus dem Startchancen-Programm sowie 
aus dem Bundesprogramm „Demokratie leben!“ einsetzen, um verbindliche Kooperatio-
nen zwischen Schulen unterschiedlicher Schulformen aufzubauen und zu verstetigen. Ein 
solcher Austausch stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt und hilft Vorurteilen 
entgegenzuwirken.

Wir fordern, die Durchlässigkeit zwischen den Schulformen strukturell zu stärken und Ko-
operationen zwischen ihnen auszubauen.

Handlungsempfehlung:

Fehleinschätzungen beim Übergang von der Grundschule zur weiterführenden Schule lassen 
sich nicht vollständig vermeiden. Dies zeigt sich insbesondere in der erhöhten Bildungsmobi-
lität von Kindern mit Migrationshintergrund, die überdurchschnittlich häufig Schulformwech-
sel durchlaufen (Möller et al., 2025). Dies belegt jedoch keine tatsächliche Durchlässigkeit des 
Bildungssystems, sondern verweist auf Bildungsfluktuationen, die aus unzureichender Infor-
mation über Schulformen und einer unpräzisen Leistungsdiagnostik resultieren. Entscheidend 
für Bildungsgerechtigkeit ist daher, ob das Schulsystem in der Lage ist, fehlerhafte 
Übergangsentscheidungen frühzeitig zu korrigieren und Bildungsaufstiege realistisch und 
verlässlich zu ermöglichen. Gerade bei Wechseln auf höher qualifizierende Schulformen 
stoßen betroffene Schüler:innen bislang jedoch auf Hürden, beispielsweise durch herkunfts-
bedingte Vorurteile, die erfolgreiche Aufstiege erschweren (Barz et al., 2015).

Um Bildungsaufstiege verlässlich zu ermöglichen, benötigen wir ein Übergangssystem, das 
solche Wechsel strukturell erleichtert und unterstützt. Daher fordern wir mehr Vernetzung 
zwischen den Schulformen, um insbesondere Kindern mit Migrationshintergrund stabile und 
realistische Aufstiegschancen im deutschen Bildungssystem zu eröffnen.

5.3 Vernetzung zwischen Schulformen
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Darüber hinaus sollen schulformübergreifende Sport-, Kultur- und Bildungsangebote 
gefördert werden, die außerhalb des regulären Unterrichts stattfinden und Begegnungen 
zwischen Schüler:innen verschiedener Schulformen ermöglichen.

Zusätzlich sollten Kinder, für die ein Schulformwechsel in Frage kommt, die Möglichkeit 
von Hospitationen an der jeweiligen Schulform haben, um ihnen realistische Einblicke in 
Anforderungen, Lernkulturen und Anschlussmöglichkeiten zu geben.

Kinder mit Migrationshintergrund stellen einen erheblichen Teil der Schüler:innenschaft dar. 
Bundesweit hat etwa jedes vierte Kind an einer deutschen Schule eine Migrationsgeschichte. 
In innerstädtischen Räumen ist die sprachliche und kulturelle Heterogenität besonders ausge-
prägt (Institut für Schulentwicklungsforschung, 2024). Diese Vielfalt ist keine Defizitlage, 
sondern eine Ressource für schulisches Lernen. Empirische Befunde zeigen, dass Mehrspra-
chigkeit die Lern- und Denkprozesse von Kindern fördert. Darüber hinaus werden Lerninhalte 
häufig tiefer verarbeitet, wenn Mehrsprachigkeit als Ressource gezielt einbezogen wird 
(Putjata & David-Erb, 2025).

Vorbereitungsklassen haben sich als wirksames Instrument für den initialen Zweitspracher-
werb und für die psychosoziale Stabilisierung neu zugewanderter Kinder erwiesen. Ihre 
Wirkungen entfalten sie jedoch nur dann nachhaltig, wenn sie zeitlich begrenzt sind, fachlich 
angebunden werden und eine frühzeitige soziale sowie fachliche Teilhabe am Regelunterricht 
ermöglichen (Ständige Wissenschaftliche Kommission, 2025). Langfristig gelten Modelle als 
besonders chancengerecht, die eine schnelle Integration in den Regelunterricht mit systema-
tischem Deutsch als Zweitsprachenunterricht, sprachsensiblen Fachmethoden und der 
bewussten Nutzung von Erstsprachen als Lernressource verbinden (Plöger, 2023).

5.4 Förderung von DaZ-Unterricht

Digitale Technologien eröffnen neue Möglichkeiten sprachlicher Teilhabe und fachlichen 
Lernens (Weiland & Wahl, 2024). KI-gestützte Übersetzungs- und Transkriptionsdienste, 
digitale Wörterbücher sowie mehrsprachige Lernplattformen können dazu beitragen, Unter-
richtsinhalte parallel in Deutsch und in den Erstsprachen der Lernenden zugänglich zu 
machen. Dadurch können Schüler:innen ihren Fokus stärker auf den Fachinhalt richten und 

5.5 Multilinguale Unterrichtskonzepte und KI

Dazu soll insbesondere die dritte Säule des Startchancen-Programms, das Personal zur 
Stärkung multiprofessioneller Teams, deutlich ausgebaut werden. So soll sichergestellt 
werden, dass genügend Lehrpersonal zur Verfügung steht, um den Sprachunterricht zu 
begleiten. 

Ergänzend fordern wir strukturierte und einheitliche Sprachscreenings vor der Einschu-
lung, um Kinder mit Unterstützungsbedarf frühzeitig zu identifizieren. Diese Erhebungen 
müssen neben den Deutschkenntnissen auch vorhandene Kompetenzen in weiteren 
Sprachen berücksichtigen. Darüber hinaus ist eine regelmäßige Verlaufsüberprüfung des 
Spracherwerbs erforderlich, die auf standardisierten Instrumenten basiert und durch 
qualifiziertes pädagogisches Personal durchgeführt wird.

Wir fordern, Sprachförderung als durchgängige Querschnittsaufgabe schulischer Bildung 
zu begreifen und diese so auszugestalten, dass Mehrsprachigkeit anerkannt und geför-
dert wird.

Handlungsempfehlung:
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Deutsch eingebettet im fachlichen Kontext erwerben, was nachweislich den Lernerfolg stärkt 
(Bosse, 2024).

Trotz dieses Potenzials werden digitale und KI-gestützte Anwendungen im Schulalltag bislang 
nur punktuell genutzt (Scheiter et al., 2025). Zwar erkennen viele Lehrkräfte den Mehrwert 
solcher Werkzeuge, sie sind jedoch häufig bei der Anwendung auf sich allein gestellt, da es 
an verbindlichen Rahmenbedingungen, finanzieller Absicherung, geeigneter Infrastruktur und 
systematischen Fortbildungsangeboten fehlt (Bitkom Research, 2025).

Peer-Beziehungen, also stabile Kontakte zu Gleichaltrigen, sind eine zentrale Voraussetzung 
für die psychosoziale Entwicklung junger Menschen und damit wichtig für eine gelingende 
Integration in Schule und Gesellschaft. Sie vermitteln Zugehörigkeit, soziale Orientierung und 
emotionale Sicherheit und wirken sich nachweislich positiv auf das Wohlbefinden sowie auf 
schulische Leistungen aus (Wischmann & Meier-Sternberg, 2025). Empirische Befunde zeigen 
jedoch, dass Schüler:innen mit Migrationshintergrund signifikant seltener über tragfähige 
Freundschaften verfügen als Gleichaltrige ohne Migrationshintergrund. Dies erhöht das Risiko 
von Einsamkeit, sozialer Exklusion und Rückzugstendenzen und kann dadurch Bildungspro-
zesse nachhaltig beeinträchtigen (Hamel, 2022).

Um Bildungsgerechtigkeit sicherzustellen und Schule als Ort für alle zu gestalten, sind politi-
sche Maßnahmen erforderlich, die den systematischen Aufbau tragfähiger Peer-Beziehungen 
fördern und so die Integration stärken.

5.6 Integration durch Peer- und Lerntandem-Programme

Eine nachhaltige Integration von Schüler:innen mit Migrationshintergrund setzt voraus, dass 
Schule als gemeinsamer sozialer Raum gestaltet wird, in dem kulturelle Vielfalt sichtbar ist, 
anerkannt wird und als Chance pädagogischen Handelns gilt. Studien zeigen, dass regelmä-
ßige schulische Begegnungsformate wie Kulturabende, Feste, Projekttage oder mehrtägige 
Aktivitäten etwa Klassenfahrten den Austausch zwischen Schüler:innen fördern und gegensei-

5.7 Förderung interkultureller Bildung

Dazu soll der Bund die flächendeckende Anwendung bereits vorhandener Programme 
konsequent unterstützen, finanziell fördern und deren Nutzen evaluieren. 

Darüber hinaus sind verbindliche Weiterbildungsangebote für Lehrkräfte erforderlich, die 
sie befähigen, KI-generierte Inhalte fachlich einzuordnen, didaktisch verantwortungsvoll 
einzusetzen und eben diese Kompetenzen an Schüler:innen weiterzugeben.

Wir fordern die gezielte Förderung multilingualer Unterrichtskonzepte und den Einsatz 
geprüfter KI-basierter Anwendungen zur sprachlichen Teilhabe im schulischen Kontext.

Handlungsempfehlung:

Die Koordination, Qualifizierung und Begleitung dieser Programme muss strukturell 
abgesichert sein. Wir sprechen uns dafür aus, dies über Mittel des ESF-Plus-Programms 
„Integration durch Bildung“ sicherzustellen.

Wir fordern die flächendeckende Einführung Peer- und Lerntandem-Programme, bei 
denen Schüler:innen mit Migrationshintergrund über einen längeren Zeitraum eine feste 
Bezugsperson aus ihrer Jahrgangsstufe erhalten.

Handlungsempfehlung:
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tiges Verständnis stärken (Niemi & Hotulainen, 2015). Solche Formate tragen dazu bei, 
Zugehörigkeit zu ermöglichen und soziale Brücken im Schulalltag zu schlagen.

Darüber hinaus muss interkulturelle Bildung systematisch im Unterricht verankert werden. Sie 
sollte als ein zentrales Qualitätsziel schulischer Arbeit verstanden werden und sich etwa in 
internationalen Perspektiven in Geschichte, Politik und Gesellschaftskunde, in Wahlkursen 
oder projektorientierten Formaten widerspiegeln, die kulturelle Vielfalt thematisieren. Auf 
diese Weise werden Vorurteile abgebaut, interkulturelle Kompetenzen gestärkt und Identi-
tätsbildung unterstützt.

Ergänzend soll interkulturelle Bildung stärker im Unterricht verankert werden, etwa durch 
internationale Perspektiven in Geschichte und Politik, projektorientierte Formate oder 
entsprechende Wahlangebote. Unterrichtsmaterialien müssen diskriminierungssensibel 
gestaltet sein und Vielfalt realitätsnah abbilden, ohne zu stereotypisieren. Gleichzeitig ist 
der multilinguale Austausch in Gruppenarbeiten gezielt zu fördern, um sprachliche und 
kulturelle Ressourcen der Schüler:innen einzubeziehen (Lange & Pohlmann-Rother, 2025).

Zur Umsetzung dieser Maßnahmen fordern wir eine verlässliche Förderung entsprechen-
der schulischer Konzepte durch niedrigschwellige Mittel aus dem Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“, da durch interkulturelle Kompetenz der gesellschaftliche Zusam-
menhalt gestärkt wird.

Wir fordern die zweckgebundene Förderung von schulischen Projekten, die den interkul-
turellen Austausch stärken sowie finanzielle Mittel, die die Verankerung der interkulturel-
len Bildung als zentrales Qualitätsziel im Unterricht ermöglichen.

Handlungsempfehlung:
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6. Mentale Gesundheit stärken, 
Bildungschancen sichern
Mentale Gesundheit ist eine Grundvoraussetzung für erfolgreiches Lernen und schulische 
Teilhabe. Während die Zahl der Schüler:innen mit psychischen Problemen stark steigt, sind 
die Unterstützungsangebote an Schulen weiterhin mangelhaft (Monitor Bildung und Psychi-
sche Gesundheit, 2025). Besonders betroffen sind Kinder und Jugendliche aus ressourcenär-
meren Familien, da sie ein signifikant höheres Risiko für psychische Erkrankungen tragen 
(Anders, 2025). Zentrale Risikofaktoren sind Armut, Wohnraumbelastung, chronischer Stress, 
familiäre Instabilität, Diskriminierung sowie Flucht- oder Gewalterfahrungen (Kirkbridge et al., 
2024; World Health Organization, 2025). Gerade diese vorbelasteten Schüler:innen haben 
jedoch nur eingeschränkten Zugang zu psychologischer Unterstützung, da entsprechende 
Angebote in benachteiligten Regionen und Schulen häufig unterfinanziert, überlastet oder 
nicht vorhanden sind (Bauch et al., 2024).

Schulen sind oft der erste Ort, an dem psychische Auffälligkeiten sichtbar werden, weil 
Lehrkräfte und pädagogisches Personal Kinder und Jugendliche kontinuierlich begleiten und 
frühe Veränderungen im Verhalten wahrnehmen können (Fort et al., 2021; Hurry et al., 2021). 
Zusätzlich erschweren Stigmatisierung, Scham und fehlende Information die Inanspruchnah-
me bestehender Hilfen (Hodgkinson et al., 2017). Auf diese Weise entsteht ein Mechanismus, 
der bestehende soziale Ungleichheiten nicht nur reproduziert, sondern aktiv verstärkt und 
damit ein weiteres zentrales Hindernis für echte Bildungsgerechtigkeit darstellt (World Health 
Organization, 2025).  

Dabei berichten deutsche Lehrkräfte von einer wachsenden Zahl an verhaltensauffälligen und 
leistungsschwachen Schüler:innen, die durch die Kombination aus Zeit-, Mittel- und Lehrkräf-
temangel immer mehr zur Belastung werden (Jude et al., 2025). Ein modernes Bildungssys-
tem muss hier ansetzen, wenn es verhindern möchte, dass psychische Belastungen Bildungs-
biografien beeinträchtigen. 

Ein gerechtes Bildungssystem muss die mentale Gesundheit als grundlegende Voraussetzung 
für Lernerfolg und soziale Teilhabe begreifen und Schulen strukturell in die Lage versetzen, 
frühzeitig zu unterstützen und gezielt an professionelle Unterstützungsangebote weiterzuver-
mitteln.

6.1 Psychosoziale Erstanlaufstellen

Diese Anlaufstelle soll als erste Vertrauens- und Koordinationsstelle bei psychischen 
Belastungen fungieren. Hierzu soll der Bund gemeinsam mit den Ländern einen zeitli-
chen, finanziellen und verpflichtenden Rahmen für mindestens eine klar benannte, 
niedrigschwellige und gut erreichbare Ansprechpersonen an jeder Schule etablieren. 

Erfahrungen aus bestehenden Bundesprogrammen, etwa dem Modellprogramm Mental 
Health Coaches oder vergleichbaren Pilotprojekten zeigen, dass solche Strukturen den 
Zugang erleichtern, die Früherkennung verbessern und die Hemmschwelle senken, über 
Belastungen zu sprechen (Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und 

Wir fordern, den bundesweiten Aufbau einer verlässlichen psychosozialen Erstanlaufstel-
le an jeder Schule dauerhaft zu sichern.

Handlungsempfehlung:



14

Die Ausstattung von Schulen in Deutschland mit Schulsozialarbeit unterscheidet sich stark 
zwischen Schulträgern und Regionen. Eine verbindliche Verankerung der Schulsozialarbeit im 
Landesschulgesetz besteht bislang ausschließlich in Berlin, Hamburg, Schleswig-Holstein und 
Thüringen. In den übrigen Bundesländern stützt sich die Ausgestaltung der Schulsozialarbeit 
überwiegend auf die §§ 13, 79, 81 und 82 SGB VIII und erfolgt damit häufig projektbezogen, 
befristet oder abhängig von der jeweiligen kommunalen Haushaltslage (Zankl, 2017). Diese 
Fragmentierung hat zur Folge, dass Unterstützungsangebote nicht systematisch am tatsächli-
chen Bedarf ausgerichtet sind. Regionen mit höheren sozialen Belastungen verfügen daher 
nicht automatisch über mehr Unterstützungsangebote (Zankl, 2017). 

Empirische Studien zeigen, dass kontinuierliche Schulsozialarbeit einen entscheidenden 
Beitrag zur frühen Intervention leistet, belastete Kinder stabilisiert, die Zusammenarbeit mit 
Familien verbessert und Lehrkräfte entlasten kann, wenn psychosoziale Anliegen professionell 
begleitet werden (Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit, 2017). Fehlt 
diese Struktur, werden Unterstützungsbedarfe entweder zu spät erkannt oder verbleiben 
dauerhaft im pädagogischen Alltag der Lehrkräfte, für den diese weder ausgebildet noch 
zeitlich ausgestattet sind.

6.2 Unbefristete Schulsozialarbeitsstellen

Psychische Gesundheit ist inzwischen Bestandteil schulischer Präventionsarbeit, jedoch ohne, 
dass dafür bundesweit gesicherte fachliche Kompetenzen, evidenzbasierte Programme und 
verbindliche Rahmenbedingungen bestehen (Kirchhoff, 2024; Robin et al., 2024). Studien 
zeigen, dass breit angelegte Workshops und Kampagnen zur psychischen Gesundheit in 
Teilen sogar kontraproduktiv wirken können, wenn Kinder und Jugendliche normale emotio-
nale Reaktionen wie Traurigkeit, Stress oder Überforderung als Krankheit interpretieren 
(Amado-Rodríguez et al., 2022; Foulkes, 2025; Montagne et al., 2026). Dies kann Verunsiche-
rung hervorrufen, Selbstdiagnosen begünstigen und dazu führen, dass sich junge Menschen 
als krank wahrnehmen, obwohl keine behandlungsbedürftige psychische Störung vorliegt 
(Amado-Rodríguez et al., 2022).

Gleichzeitig erhalten Kinder und Jugendliche mit erheblichen psychischen Belastungen 
häufig keine oder erst verspätet Unterstützung, da schwere psychische Erkrankungen weiter-
hin tabuisiert sind und Zugangsbarrieren bestehen (Amado-Rodríguez et al., 2022; Kirchhoff

6.3 Mental Health Literacy

Dies kann durch eine Ko-Finanzierung nach dem Vorbild multiprofessioneller Teams im 
Startchancen-Programm erreicht werden, bei der der Bund eine verlässliche Grundfinan-
zierung übernimmt und die Länder für die dauerhafte Verstetigung sorgen. Ziel ist es, 
Schulsozialarbeit bundesweit als festen Bestandteil schulischer Daseinsvorsorge zu veran-
kern und unabhängig von regionalen Haushaltslagen sicherzustellen.

Wir fordern, dass der Bund gemeinsam mit den Ländern einen bundesweiten Mindest-
standard für Schulsozialarbeit etabliert, der sicherstellt, dass jede Schule über mindestens 
eine vollzeitfinanzierte, unbefristete Stelle für Schulsozialarbeit verfügt.

Handlungsempfehlung:

Jugend, 2025). Diese Ansätze sollen verstetigt und flächendeckend übertragen werden, 
indem der Bund eine dauerhafte Finanzierungsgrundlage schafft, verbindliche Qualitäts-
standards definiert und die Umsetzung über bestehende Bund-Länder-Instrumente, etwa 
im Rahmen des Präventionsgesetzes, absichert (SGB, 2015).
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et al., 2023). Damit verfehlt schulische Prävention ihr zentrales Ziel, nämlich frühzeitig zu sensi-
bilisieren, ohne zu stigmatisieren, und belastete Kinder zuverlässig in geeignete Hilfesysteme 
zu vermitteln.

Da Schulen nahezu alle Kinder und Jugendlichen erreichen, prägen schulische Angebote zur 
psychischen Gesundheit die Selbstwahrnehmung junger Menschen in besonderem Maße. 
Der Einsatz empirisch unzureichend belegter oder unscharf konzipierter Programme entfaltet 
daher flächendeckend negative Wirkung (16th European Public Health Conference,  2023). 

Solche Programme können das Lernklima beeinträchtigen, Unsicherheit verstärken und 
Ressourcen binden, ohne den Kindern zugutezukommen, die tatsächlich Unterstützung 
benötigen. In der Folge werden Entwicklungsprozesse beeinträchtigt und bestehende 
Bildungsungleichheiten verstärkt (Amado-Rodríguez et al., 2022).

Dieses Programm soll sowohl die Lehrkräfte als auch die Schüler:innen dazu befähigen, 
klar zwischen normaler emotionaler Entwicklung, vorübergehenden Belastungen und 
behandlungsbedürftigen psychischen Erkrankungen zu unterscheiden. Ziel ist eine 
wirksame Entstigmatisierung psychischer Erkrankungen, ohne alltägliche Emotionen 
oder temporäre Krisen zu pathologisieren.

Dazu soll der Bund verbindliche Qualitätsstandards für schulische Programme zur psychi-
schen Gesundheit festlegen und ausschließlich Maßnahmen fördern, deren Wirksamkeit 
wissenschaftlich belegt ist. Die Inhalte müssen alters- und zielgruppenspezifisch ausge-
staltet sein und die Normalität negativer Emotionen ausdrücklich betonen. Zugleich 
sollen sie klare Hinweise auf professionelle Hilfesysteme enthalten, um ernsthafte Belas-
tungen frühzeitig zu erkennen und eine verlässliche Weitervermittlung von betroffenen 
Schüler:innen zu ermöglichen.

Die fachliche Koordination sollte beim Bundesinstitut für Öffentliche Gesundheit liegen, 
das qualitätsgesicherte Materialien entwickelt, Programme bündelt und deren Wirkung 
regelmäßig evaluiert.

Wir fordern ein empirisch belegtes bundesweites Programm zur Mental Health Literacy.

Handlungsempfehlung:
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Bildungsgerechtigkeit dient dem Wohl aller Menschen. Sie entscheidet über gesellschaftli-
chen Zusammenhalt und bestimmt, ob junge Menschen Vertrauen in demokratische Instituti-
onen entwickeln und ob die nächste Generation die Kompetenzen besitzt, um die zentralen 
Herausforderungen unserer Zeit zu lösen.

Doch die aktuellen Befunde zeigen eindeutig, dass der Bildungserfolg in Deutschland weiter-
hin in hohem Maße vom Herkunftskontext abhängt. Die Schule, ein Ort, der strukturelle 
Benachteiligungen egalisieren soll, reproduziert und legitimiert diese stattdessen.  Damit 
bleibt sie hinter ihrem Anspruch an Chancen- und Leistungsgerechtigkeit zurück.

Diese Entwicklung ist weder naturgegeben noch alternativlos. Schule ist gestaltbar. Die 
Instrumente, um Bildungsungerechtigkeit wirksam zu verringern, sind bekannt, empirisch 
belegt und politisch umsetzbar. 

Bürokratische Hürden verhindern, dass finanzielle Mittel dort ankommen, wo sie gebraucht 
werden. Eine bundesweite digitale Förderplattform kann Zugänge erleichtern, Transparenz 
schaffen und die Umsetzung stärken. Eine “Qualitätsoffensive 2.0” kann die Lehrkräfteausbil-
dung praxisnäher gestalten, die Diskriminierungssensibilität von Lehrkräften stärken und in 
Kombination mit einer koordinierten Lehrkräftebedarfsplanung, einer erleichterten Anerken-
nung ausländischer Lehramtsabschlüsse sowie dem Einsatz multiprofessioneller Teams 
Bildungsungerechtigkeit abbauen. Vielfalt muss als fester Bestandteil schulischer Realität 
verstanden werden. Das bedeutet für uns eine faire Übergangsdiagnostik, flexible Schulform-
wechsel, gezielte Sprachförderung und stärkere Gemeinschaftsbildung. Ebenso wichtig ist 
die mentale Gesundheit als Grundlage erfolgreichen Lernens. Diese gilt es durch verlässliche 
psychosoziale Unterstützung, flächendeckende Schulsozialarbeit und wirksame Präventions-
angebote zu fördern.

Mehr Bildungsgerechtigkeit erfordert nicht nur zusätzliche Mittel, sondern vor allem klare 
Prioritäten, abgestimmtes politisches Handeln und eine konsequent bedarfsorientierte 
Verwendung öffentlicher Gelder. Innerhalb der föderalen Ordnung kann und muss der Bund 
dabei eine aktive Rolle übernehmen, indem er über Förderprogramme wirksame Impulse 
setzt, Maßnahmen pilotiert, wissenschaftlich begleitet, evaluiert und erfolgreiche Ansätze 
verstetigt. 

Für junge Menschen ist Bildungsgerechtigkeit eine tägliche Erfahrung. Sie entscheidet 
darüber, ob Potenziale gesehen oder übersehen werden, ob Unterstützung rechtzeitig greift, 
ob Schule ermutigt oder ausschließt und ob die Note am Jahresende leistungsgerecht ist 
oder auf klassistischer Diskriminierung beruht. Der jungen Generation kommt eine große 
Verantwortung zu, von der Finanzierung sozialer Sicherungssysteme bis hin zu neuen sicher-
heitspolitischen Verpflichtungen. Wenn von jungen Menschen Verantwortung eingefordert 
wird, dann muss ihnen zugleich ein Bildungssystem bereitgestellt werden, das dieser Verant-
wortung ebenso gerecht wird.

Dieses Policy Paper ist ein Beitrag junger Menschen zu diesem Auftrag. Es ist eine Aufforde-
rung, Bildungsgerechtigkeit als politische Priorität anzunehmen und verbindlich umzusetzen. 
Schule als Ort für alle ist möglich. Jetzt ist es an der Politik, diesen Anspruch ernst zu nehmen 
und Verantwortung zu übernehmen.

7. Fazit
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